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Denkschrift über die Ausführung des Gesetzes, betreffend die
I)ienststellung des Kreisarztes und die Bildung von Gesundheits-
coinmissionen vom 16. September 1899.
Das Abgeordnetenhaus hat am 16. März 1901 beschlossen, die Re-
gierung zu ersuchen, mit dem diesjährigen Etat eine ausführliche Denk-
schrift über die Ausführung des Kreisarztgesetzes vorzulegen. Diese
- dem Vernehmen nach aus der Feder des Herrn Geh.-Rath Schmidt-
mann stammende - Denkschrift ist jetzt von dem Herrn Medizinal-
minister überreicht worden. Sie giebt ein überraschendes Bild von der
ungewöhnlich umfassenden, schöpferischen Thätigkeit, welche die Medi-
zinalabtheilung seit Erlass des Kreisarztgesetzes entwickelt hat, um im
Rahmen desselben eine wirkliche Medizinalreform für Preussen durch-
zuführen. Das entsprechende Thatsachenmaterial ist in der Denkschrift
in so streng sachlicher, von jedem Beiwerk freier Form zusammengefasst
worden, dass ein gedrängteres Referat eigentlich unmöglich erscheint,
vielmehr immer wieder auf das Original zurückgegriffen werden muss.
Nur einzelne Punkte mögen deshalb hier hervorgehoben werden.
Um die Medizinalbeamten auf voller wissenschaftlicher Höhe zu er-
halten, sind Fortbildungskurse in Hygiene und Psychiatrie eingerichtet
worden und sollen künftig auch solche in gerichtlicher Medizin und
Staatsarzneikunde abgehalten werden.
Behufs Sicherung einer voll ausreichenden Vorbildung der künftig
anzustellenden Beamten ist eine neue Prüfungsordnung für die Kreis-
ärzte ausgearbeitet worden und am 1. April 1901 in Kraft getreten.
Sie stellt wesentlich erhöhte Forderungen: vorherige Absolvirung drei-
monatlicher Kurse in Hygiene einschliesslich Bakteriologie, gericht-
licher Medizin und pathologischer Anatomie und eines halbjährigen
Praktikums in einer psychiatrischen Klinik, praktische Lösung einer
hygienischen Aufgabe im Examen selbst.
Bei dieser Gelegenheit sind mit den übrigen Bundesstaaten, so-
weit solche im Besitz von Universitäten sind, Vereinbarungen über
eine einheitliche Gestaltung der Doktorpromotion getroffen worden,
sodass künftig nicht nur der Dr. med. einer preussischen, sondern der
jeder deutschen Universität als Vorbedingung für die Zulassung zur
Kreisarztprüfung genügt.
Dann ist - eine Arbeit, für die eigentlich jedes Vorbild fehlte -
die neue Dienstanweisung für die Kreisärzte ausgearbeitet worden,
welche die amtliche Stellung und die Personalangelegenheiten der-
selben, die Art und den Umfang der Obliegenheiten, die Geschäfts-
führung und die Uebergangsbestimmungen behandelt; als Anhang sind
ihr in einem ersten Theile Musterformulare für die Berichterstattung
und Geschäftsführung beigefügt worden, in einem weiteren die wich-
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tigsteri Gesetze, Verordnungen und ministeriellen Erlasse, auf welche
in den Paragraphen der Dienstanweisung Bezug genommen worden ist,
sodass dem Kreisarzt in seiner Dienstanweisung ein vollständiger Leit-
laden für seine gauze Thätigkeit gegeben ist.
Speziell für die Aufgabe der Seuchenbekämpfung ist einer Anzahl
dafür besonders ausgebildeter Kreisärzte ein vollständiges bakteriolo-
gisch-chemisches Instrumentarium, einer grösseren Anzahl ein kleiner,
für einfache Untersuchungen ausreichender mikroskopischer Apparat
eingerichtet worden.
Die Dienstanweisung findet eine Ergänzung in dem seit April 1901
erscheinenden Ministerialblatt für Medizinal- und medizinische Unter-
richtsangelegenheiten, das in Zukunft den zentralen Fundort für alle
einschlägigen Gesetze, Verordnungen, Erkenntnisse etc. bilden wird. -
Die Besoldungsverhaltnisse sind derart geregelt worden, dass in
15 Bezirken, in denen die Geschäfte so umfangreich sind, dass sie die
Kraft des Kreisarztes völlig in Anspruch nehmen, dieser als volibesol-
deter Beamter angestellt worden ist; das Gehalt dieser Kreisärzte ent-
spricht dem der Königlichen Bauinspektoren etc. (3600-5700 Mark),
ausserdem erhalten sie den tarifmässigen Wohnungszuschuss , eine
Amtsunkostenentschadigung von durchschnittlich 750 Mark; für Dienst-
reisen die gewöhnlichen Tagegelder und Reisekosten.
Für die nicht vollbesoldeten Kreisrzte ist ein Grundgehalt
von 1800 Mark festgesetzt worden, welches das jüngste Drittel dieser
Beamten erhält; das mittlere Drittel empfängt 2250, das älteste 2700
Mark; ausserdem erhalten sie eine Amtsunkostenentschädigung von
durchschnittlich 250 Mark, Gebühren, Reisekosten und Tagegelder; für
mehr als die Hälfte der Stellen sind ferner persönliche, pensionsfahige
Zulagen von 600, resp. 900, resp. 1200 Mark bewilligt worden, beson-
ders fur solche, bei denen die Einnahme durch Gebühren eine relativ
geringere ist.
Hauptsächlich in dem Wunsche, einen Stamm gründlich ausgebil-
deter Medizinalbeamten zu gewinnen, sind 30 Kreisärzten Krei.sassistenz-
ärzte mit einemGehalt von durchschnittlich l200Mark beigegeben worden.
Von der Befugniss, den als Communalbeamten angestellten Stadt-
ärzten die kreisärztlichen Funktionen zu übertragen, ist bisher vier
Städten gegenüber: Altona, Düsseldorf, Osnabrück und Dortmund Ge-
brauçh gemacht worden. In Altona und Düsseldorf sind aus den hier-
durch frei gewordenen Gehiilteru Gerichtsärzte angestellt worden, wo-
mit die Zahl der beeonderen Gerichtsärzte auf 17 steigt; dazu kommen
noch vier, innerhalb ihres Wirkungskreises mit der Wahrnehmung der
gerichtsärztlichen Geschäfte beauftragte ausserordentliche Professoren
der gerichtlichen Medizin (Bonn, Breslau, Halle, Königsberg).
Um den Kreisärzten ein angemessenes Arbeitsfeld zu schaffen,
sind eine Anzahl kleiner Kreise, besonders in Hannover und Schleswig-
Holstein, zusammengelegt worden. Hie-durch und durch die Einrich-
tung der Kreiswundarztstellen haben eine grössere Anzahl der bis-
herigen Medizinalbeamten ihre Funktionen eingebüsst und sind zur
Disposition gestellt worden. Bei dieser naturgemäss undankbarsten
Seite der Medizinalreform sind trotz aller Bemühungen Härten für die
Betroffenen nicht zu vermeiden gewesen; eine Anzahl, besonders der
ältesten Kreisphysiker sind in eine bedrängte Lage gerathen. Es wird
im diesjährigen Etat ein Betrag von 50000 Markan Unterstützungen
für die auf Wartegeld gesetzten Medizinalbeamten gefordert, und es
ist wohl nicht daran zu zweifeln, dass der Landtag die erforderlichen
Mittel bewilligen wird, um eine Nothlage alterverdienterMedizinalbeamter
zu beseitigen, vielleicht noch über den Antrag der Regierung hinaus.
An letzter Stelle wird über die am 13. März 1901 erlassene Ge-
schäftsanweisung für die Gesundheitscommissionen berichtet.
Es ist wohl keine Frage, dass mit den bisherigen Einrichtungen
die Medizinalreform nicht abgeschlossen ist. Es lässt sich voraussehen,
in welcher Richtung die Entwickelung weitergehen muss, dass speziell
einè weitere Umwandlung nicht voilbesoldeter Kreisarztstellen in voll-
besoldete, eine umfangreichere Anstellung von Kreisassistenzärzten und
von besonderen Gerichtsärzten, die Ausarbeitung einer Dienstanweisung
für die gerichtsärztliche Thätigkeit, die Schaffung von Professuren der
gerichtlichen Medizin, auch an den Universitäten, an welchen sie bisher
noch fehlen, nur eine Frage der Zeit ist. In dieser Richtung enthält
auch schon der diesjährige Etat eine Anzahl von Neuforderungen. Dass
aber mit dem bisher Erreichten der grundlegende Kern für eine wahre
Reform geschaffen und dass dabei mit weitem Blick und grossen Ge-
sichtspunkten gearbeitet worden ist, wird kein gerechter Kritiker ver-
kennen durfen. Fr. Strassmann (Berlin).
R. Wehmer, Die neuen lIetIizinalgesetze Preussens. Berlin,
A. Hirschwald, 1902.
Die vorliegende Zusammenstellung, die sich an das bekannte und
verbreitete Werk des verstorbenen W e r nich anschliesst, enthält die
neu e n Medizinalgesetze Preussens, unter Berücksichtigung der Reichs-
gesetzgebung, der von Verwaltungsbehörden erlassenen Bestimmungen
und der wichtigsten gerichtlichen sowie verwaltungsgerichtlichen Judi-
katur und soll unter Fernhaltung allzuweit gehender Sonderbestim-
mungen nicht allein den Interessen der Medizinalbeamten sowie der
Verwaltungs- und Gerichtsbehörden, sondern auch ganz besonders der
praktischen Aerzte, der Apotheker und sonstigen Medizinalpersonen
dienen. Das sorgfältige und gediegene Werk des wohlbekannten Ver-
fassers wird der gestellten AuFgabe in vollem Umfange gerecht und
kann, namentlich den Besitzern der Wernich'schen Zusammenstellung,
aufs wärmste empfohlen werden. J. Schwalbe (Berlin).
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